
plane des Jahres 1958 und der ersten Hälfte 1959 er­
füllt wurden, und zeigt sich vor allem in der neuen 
Bewegung zu Ehren des 10. Jahrestags der Deutschen 
Demokratischen Republik, die bereits dazu geführt hat, 
daß über 13 000 Brigaden um den Ehrentitel einer Bri­
gade der sozialistischen Arbeit kämpfen. Die „Grund­
sätze der sozialistischen Moral“, die auf dem V. Partei­
tag der SED verkündet und beschlossen Wurden, wer­
den von den Werktätigen ernsthaft beachtet und setzen 
sich immer stärker als Grundlagen des sozialistischen 
Zusammenlebens durch.

Diese Entwicklung gestattet es, nunmehr auch in der 
Deutschen Demokratischen Republik gesellschaftliche 
Gerichte zu schaffen, und zwar zunächst in den Be­
trieben, später wahrscheinlich auch in den landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften und den 
Wohnbereichen der Nationalen Front. Zwischen dem 
FDGB und den Justizorganen sind bereits Vereinbarun­
gen getroffen worden, wie im Rahmen der zur Zeit be­
stehenden Gesetze in einer Reihe von Betrieben, in 
denen das sozialistische Bewußtsein der Werktätigen 
sich bereits hoch entwickelt und gefestigt hat, Maßnah­
men gesellschaftlicher Erziehung anstelle von Strafmaß­
nahmen erprobt werden können, die dann in Abstim­
mung mit den Arbeiten an einem neuen Strafgesetz­
buch auch in einem Gesetz ihren Ausdruck finden 
werden.

Die Durchsetzung des Prinzips des demokratischen 
Zentralismus verlangt die breite Einbeziehung der 
Werktätigen in die Rechtsprechung und die gesamte 
Tätigkeit des Gerichts. Diese Einbeziehung der Werk­
tätigen wird nicht nur dadurch sichergestellt, daß der 
Richter persönlich mit der Arbeiterklasse verbunden 
ist. Auch die körperliche Arbeit, die die Richter der 
Deutschen Demokratischen Republik für einen Monat 
im Jahr in Betrieben und Produktionsgenossenschaften 
leisten, und auch die von ihnen als Teil ihrer staat­
lichen Funktion geforderte gesellschaftliche Arbeit er­
füllen allein diese Forderung der breiten Einbeziehung 
der Werktätigen und des engen Kontaktes zu ihnen 
noch nicht. Eine wichtige Form der Einbeziehung der 
Werktätigen in die Tätigkeit des Gerichts stellt die Mit­
wirkung der Schöffen an der Arbeit des Gerichts dar. 
Durch eine Reihe von Maßnahmen wird sichergestellt, 
daß die Schöffen zur Erfüllung ihrer Aufgabe, die 
Atmosphäre der Produktion in die Rechtsprechung hin­
einzutragen, ständig besser befähigt werden. Dazu ge­
hören vor allem die organisierte Schulung, die Zusam­
menfassung der aktivsten Schöffen zu Schöffenaktivs 
bei den Gerichten und die Bildung von Kollektiven 
aller jeweils in einem Betrieb gewählten Schöffen. Das 
ist besonders notwendig, weil die neuen Aufgaben auch 
unmittelbare neue Aufgaben für die Schöffen sind. Bei 
der gesellschaftlichen Erziehung verurteilter Arbeiter 
werden die Schöffen selbständig und aktiv an deren 
Organisierung und Kontrolle mitwirken müssen, und 
alle Erfahrungen, z. B. in der Sowjetunion, in der CSR 
und in der Ungarischen Volksrepublik, beweisen, daß 
die Schöffen wertvolle und erfahrene Mitglieder der ge­
sellschaftlichen Gerichte sind. Diese Erfahrungen wer­
den wir für uns nutzbar machen.

Die jetzigen Aufgaben verlangen von den Gerichten 
jedoch noch einen weiteren Schritt in der Einbeziehung 
der Werktätigen in ihre Arbeit. Genauso wie die Ge­
richte ihre Arbeit sachlich auf den Arbeitsplan der 
Volksvertretung ihres Bereichs orientieren müssen, 
müssen sie auch mit der Volksvertretung unmittelbar 
Zusammenarbeiten. Auch hier wird die Lösung der Auf­
gaben nicht in erster Linie auf „persönlichem Wege“ 
dadurch erreicht, daß viele Richter und Schöffen als 
Volksvertreter gewählt werden. Das ist wichtig und 
nützlich, sichert aber allein noch nicht die unmittelbare 
Verbindung in der Arbeit zwischen Gericht und Volks­
vertretung.

Auf Grund des Gesetzes vom 17. Januar 1957 besteht 
neben zahlreichen anderen ständigen Kommissionen der 
Volksvertretung auch eine Ständige Kommission Innere 
Angelegenheiten, Volkspolizei und Justiz. Diese Kommis­
sion und ihr Aktiv bilden die unmittelbare Verbindung 
für die Gerichte zur Volksvertretung und ihrem Rat. 
Die Ständige Kommission erhält vom Gericht und der 
Staatsanwaltschaft Informationen über bestimmte Ge­
setzesverletzungen in ihrem Bereich. Sie gibt anderer­

seits den Straforganen Hinweise über Erscheinungen, 
die deren Aufmerksamkeit bedürfen. Sie führt auch 
selbständige Untersuchungen durch, z. B. über Gesetzes­
verletzungen auf dem Gebiet der Investitionen, über 
Verkehrsunfälle und ihre Ursachen, über Erscheinungen 
von Mankobeträgen im Handel. Es ist selbstverständ­
lich, daß diese Untersuchungen nicht zu Eingriffen in 
die Tätigkeit des Gerichts führen dürfen.

Das Gerichtsverfassungsgesetz sieht vor, daß die Ge­
richte vor den Volksvertretungen regelmäßig Rechen­
schaft ablegen; hieran beteiligt sich häufig auch die 
Staatsanwaltschaft. Die Vorbereitung einer solchen 
Rechenschaftslegung vor der Volksvertretung erfolgt 
häufig — und solche Rechenschaftslegungen sind am er­
folgreichsten — gemeinsam mit dieser ständigen Kom­
mission. Das Ziel ist, daß die Volksvertretung und ihr 
Rat bewußt die Justiz mit einbeziehen in die Lösung 
der ihnen obliegenden Aufgaben und daß andererseits 
die Justizorgane bewußt die Volksvertretung bei der 
Lösung ihrer im Plan festgelegten Aufgaben unter­
stützen. Eine solche ständige selbstverständliche Zusam­
menarbeit zwischen Gericht und’Volksvertretung ist 
eine entscheidende Voraussetzung für den Erfolg der 
Wahl der Richter im Jahre 1960. Sie verwirklicht die 
Forderung Walter Ulbrichts auf dem 33. Plenum des 
Zentralkomitees der SED, daß die Volksvertretungen 
die Grundsätze der Rechtsprechung bestimmen.

Der breiten Einbeziehung von Werktätigen auf der 
einen Seite muß, um das Prinzip des demokratischen 
Zentralismus zu verwirklichen, auf der anderen Seite 
eiAe straffe Leitung von oben in den grundsätzlichen 
Fragen entsprechen.*Das Ministerium der Justiz und 
die Justizverwaltungsstellen in den Bezirken werden 
sich also weniger mit den Einzelfragen beschäftigen, die 
der Justiz im einzelnen Kreis gestellt sind, sondern vor 
allen Dingen grundsätzliche Anleitung geben, das „Wie“ 
der Lösung der Aufgaben untersuchen und für eine 
schnelle Verallgemeinerung der vielfältigen Methoden 
der Lösung der Aufgaben sorgen. Dabei gilt unsere 
Hauptaufmerksamkeit vor allen Dingen den Kreis­
gerichten, denn unmittelbar an der Basis werden die 
wichtigen Aufgaben des- Volkswirtschaftsplans durch­
geführt und gelöst. Deshalb hat der Instrukteur für die 
Kreisgerichte, vor allen Dingen also der Instrukteur der 
Justizverwaltungsstelle, die Aufgabe, weniger die Ein­
zelfälle zum Mittelpunkt seiner Untersuchung zu ma­
chen, sondern als politischer Berater den Ursachen juri­
stisch und damit stets auch politisch fehlerhafter Ent­
scheidungen nachzugehen.

Zu einer straffen Leitung von oben gehört auch eine 
enge Zusammenarbeit der einzelnen Justizorgane. Das 
gilt vor allem für die zentrale Leitung, d. h. für die 
Zusammenarbeit von Justizministerium, Oberstem Ge­
richt und Generalstaatsanwalt. Ohne daß die Einzelver­
antwortlichkeit jedes dieser Organe beeinträchtigt wer­
den darf, muß sichergestellt sein, daß zwischen ihnen 
alle grundsätzlichen Fragen so gelöst und ausdiskutiert 
werden, daß keine widersprechenden Anleitungen an 
Bezirks- und Kreisorgane gegeben werden. Die gleiche 
Übereinstimmung muß auch zwischen den Organen im 
Bezirk, denen die unmittelbare Anleitung der Organe 
der Kreise obliegt, hergestellt werden. Dabei wird diese 
Übereinstimmung über die Justizorgane in engerem 
Sinne hinaus oft auch auf die Untersuchungsorgane, im 
besonderen die Organe der Volkspolizei, ausgedehnt 
werden müssen.

Für die Erfüllung der Aufgaben, die gegenwärtig vor 
den Justizorganen der Deutschen Demokratischen Repu­
blik stehen, gilt die entscheidende Feststellung: „Die 
Kader entscheiden alles.“ Den Grundorganisationen der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands in den 
Justizorganen, denen die sozialistische Erziehung ihrer 
Mitglieder obliegt, kommt dabei große Bedeutung zu. 
Die Parteiorganisation befähigt die Genossen zur Er­
füllung ihrer Aufgaben. Sie beschäftigt sich aber auch 
damit, wie das Gericht seine Aufgabe erfüllt. Sie prüft 
und kontrolliert also, in welcher Weise es dem Gericht 
gelingt, positiv an der Lösung der ökonomischen Haupt­
aufgabe mitzuwirken, oder sie untersucht, ob etwa be­
stimmte Entscheidungen oder die Arbeitsweise des Ge­
richts sich der ökonomischen Entwicklung hemmend 
entgegenstellen. Sie prüft, ob das Gericht eine ständige 
Verbindung zur Volksvertretung hergestellt hat, und
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